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Das Trilemma der (nachhaltigen)
Raumplanung: Klimastrategie,
Bodenverbrauch und Leistbarkeit

Christof Schremmer

1 Bilanz: 50 Jahre Raumplanung
in Österreich – Wirkungen und
Nebenwirkungen

Die gesamte, systemische Wirkung von Raumplanung
und Raumentwicklung in Österreich – verstanden im
umfassenden Sinn, inklusive Infrastrukturplanung und för-
dernden Maßnahmen – hat in den letzten 50 Jahren zu
folgender Ausgangslage heute geführt:

» Das Siedlungsgebiet wurde im ganzen Land massiv
ausgeweitet und die Entwicklung der letzten Jahre
zeigt eine ungebrochene Fortsetzung bei Bodenver-
brauch, Zersiedelung und Infrastrukturerschließung.

» Das Instrumentarium der Raumplanung wurde dazu
eingesetzt, weitreichende Entwicklungsoptionen,
d.h. Rechte auf Bauland, weitgehend unabhängig
vom realen baulichen Entwicklungsbedarf, verbind-
lich zu verordnen und (privaten) Immobilieneigentü-
mer*innen zuzuordnen.

» Diese Zuweisung durch die öffentliche Hand bedeu-
tet eine Schaffung von Vermögen und dessen Ver-
teilung an spezifische Teile der Bevölkerung, der kei-
nerlei Verpflichtungen zu gesellschaftlich relevanten
Gegenleistungen gegenüberstehen.

» Diese Baulandwidmungen sind historisch gewach-
sen, ihre Wertentwicklung ist von den öffentlichen
Infrastrukturmaßnahmen und der Immobilien-
marktentwicklung je nach Standort geprägt.

» Ein besonderes Charakteristikum dieser Bauland-
widmungen ist, dass sie politisch und auch rechtlich
faktisch als (fast) irreversibel gelten.

» Die auf diese Weise in Österreich entstandene
Raum- und Siedlungsstruktur ist in Hinblick auf künf-
tige Herausforderungen einer nachhaltigen Entwick-
lung in mehrfacher Weise problematisch:

» Österreich hat nun eine äußerst disperse Siedlungs-
strukturmit sehr hohem Flächenverbrauch pro Kopf,

» die extrem hohen Aufwendungen der öffentlichen
Haushalte für technische Infrastruktur auslöst sowie
Landschaft, Landwirtschaft und Biodiversität beein-
trächtigt,

» und weiters eine räumliche Verteilung der Wohn-
gebäude, Betriebe und der Infrastruktur aufweist,

die für einen Großteil Österreichs sehr hohe Abhän-
gigkeit vom Individualverkehr und dadurch einen
hohen Energieverbrauch mit hohen CO2-Emissio-
nen bewirkt.

Die Siedlungsstruktur mit den dafür bestimmenden Verfü-
gungsrechten ist für viele künftige Jahrzehnte weitgehend
fixiert und bestimmt damit auch künftig die räumlichen
Siedlungs- und Bewegungsmuster der Bevölkerung. Das
dafür prägende rechtliche und ökonomische Anreizsystem
weist – wenn nicht substantielle Änderungen vorgenom-
men werden – auf eine Fortsetzung und weitere Verschär-
fung der Situation hin.1 In Hinblick auf die proklamier-
ten Ziele einer nachhaltigen Raumentwicklung sind die
genannten Wirkungen ein Desaster: Österreich wies bis
2022 keine nennenswerte Reduktion der Treibhausgase-
missionen auf, beim Verkehr wurden sogar seit 2000 wei-
terhin starke Anstiege (um bis zu +60 %) verzeichnet. Beim
Bodenverbrauch pro Tag wurde das seit über 20 Jahren in
Regierungserklärungen enthaltene Ziel von 2,5 ha – bei bis
heute über 12 ha pro Tag – permanent um ein Vielfaches
überschritten und niemals ernsthaft versucht, tatsächlich
dämpfend einzugreifen.

2 Klimastrategie, Bodenver-
brauch und Leistbarkeit: Das
verschärfte Trilemma der
Raumplanung

2.1 Am Beispiel Bodenstrategie – das
politische Debakel in Österreich 2024

In der 2024 abgelaufenen Legislaturperiode hat es unter
der Führung des BML und im Rahmen der ÖROK erstmals

1 Vgl. eine ähnliche Einschätzung im APCC-Sachstandsbericht zur
Raumplanung: Kapitel 19 Raumplanung. In: APCC Special Report -
Strukturen für ein klimafreundliches Leben (APCC SR Klimafreundli-
ches Leben, 2023)
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den Versuch gegeben, eine umfassende und für alle Ebe-
nen (Bund, Länder, Gemeinden) verbindliche und über-
prüfbare Bodenstrategie zu erstellen und zu beschließen.
Dieser übermehrere Jahre dauernde und durch eine Reihe
von empirischen Analysen gestützte Prozess, der bereits
umfassende Maßnahmenpakete beschlussreif ausverhan-
delt zum Ergebnis hatte, wurde Ende Februar 2024 durch
eine eigens einberufene Länderkonferenz unterbrochen,
bei der mit großer Mehrheit verbindliche quantitative
Ziele der Bodenstrategie abgelehnt wurden.

Es ist aktuell nicht absehbar, ob es nach dieser massiven
Intervention der Länder in absehbarer Zeit die Chance gibt,
zu einer konkreten und bis auf die Umsetzungsebene der
Gemeinden verbindlichen Bodenstrategie zu kommen. Es
geht hier nicht wirklich um kompetenzrechtliche Umset-
zungsprobleme, die nach wie vor bestehen, sondern viel-
mehr um einen grundsätzlich mangelnden politischen
Willen und eine mangelnde Kooperationskultur zwischen
den Akteuren auf den Ebenen der Gebietskörperschaften.

2.2 Ursachen: Das Trilemma der Raum-
planung

Die tieferliegenden Gründe für dieses politische Scheitern
im Kernbereich der Raumplanung in Österreich sindmögli-
cherweise bislang zu wenig verstanden und inhaltlich nicht
annähernd ausreichend analysiert worden. Im Folgenden
wird ein Versuch unternommen, das grundsätzliche Tri-
lemma der Raumplanung zu beschreiben, das aufgrund
der in jüngster Zeit so verschärften Rahmenbedingungen
ein Ausmaß an Bedeutung erlangt hat, dass bisher kaum
tragfähige Konzepte und Maßnahmenprogramme auf den
Weg gebracht werden konnten.

Ausgehend von der oben beschriebenen räumlichen
Ausgangslage einer ökonomisch und ökologisch weitge-

hend ineffizienten Raum- und Siedlungsstruktur sind es
drei große Zielbereiche, die in ihrem widersprüchlichen
Zusammenwirken zu den aktuell großen Herausforderun-
gen führen:

» Um Klimaziele zu erreichen, ist der Umbau des
gesamten Gebäudebestands und des Energiesys-
tems zu einer weitgehend CO2-neutralen Struktur
notwendig, d.h. mit Wärmedämmung, elektrisch
betriebenen Wärmepumpen und fossilfreier Stro-
merzeugung, Verteilung und Speicherung;

» Um Klima und Bodenschutzziele zu erreichen,
muss die Siedlungsstruktur kompakter und in Hin-
blick auf die Funktionen Wohnen/Arbeiten/Versor-
gung durchmischter werden, um kurze Wege und
effizientere öffentliche Verkehrssysteme zu ermög-
lichen;

» Dieser Umbau muss auch mit den regionalen Erfor-
dernissen in Einklang gebracht werden, d.h. es gibt
Regionen mit starkem Bevölkerungswachstum und
Landesteile mit Bevölkerungsrückgang und Überal-
terung;

» Und um all diesen Umbau und die Neustrukturie-
rung ökonomisch und gesellschaftlich überhaupt
durchführen zu können, müssen sie in einer Weise
geschehen, die für die Bevölkerung und die Wirt-
schaft leistbar ist, es geht also um das dritte große
Ziel, das der ökonomischen und sozialen Nachhal-
tigkeit.

Diese drei Zielkategorien stellen in ihrer räumlichen,
technischen und ökonomischen Konkretisierung enorme
Herausforderungen dar, für die es keine klaren und über-
zeugenden Strategien gibt – auch nicht im Bereich der
Raumplanung.

Aus den übergeordneten Zielsetzungen betreffend Klima,
Flächenverbrauch und Leistbarkeit der notwendigen
Reformen leitet sich eine Reihe von Strategiefeldern ab,

Abbildung 1: Das Trilemma der nachhaltigen Raumentwicklung
Quelle: Eigener Entwurf
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die in der Grafik nur kurz benannt werden, aber jede für
sich ihre Logiken und Abhängigkeiten hat. In der konkreten
Strategieentwicklung ist dann aber darauf zu achten, dass
alle den Zielen und Strategien in allen drei Zielkategorien
entsprechen – und dies bedeutet, dass eine sehr hohe
Komplexität zu bewältigen ist.

Aus Sicht der Raumplanung ist die auf Nachhaltigkeits-
ziele (Klima, Boden usw.) gerichtete Transformation der
existierenden Siedlungs- und Verkehrsstruktur und der
damit verbundenen Nutzungsrechte und Vermögensbe-
stände räumlich konkret umzusetzen und zu integrieren.
Dies bedeutet, dass die Frage, wo und wie Investitionen in
Zukunft gesetzt werden sollen und auch in welcher räum-
lichzeitlichen Abfolge, zu DER großen Herausforderung für
die Raumplanung wird.

2.3 Widersprüche I: Beispiel Bodenver-
brauchsziele

Die häufig geäußerte Forderung, dass es eigentlich gar kei-
nen Neubau mehr geben sollte, sondern nur mehr Reno-
vierung und Umbau, da „Österreich schon fertig gebaut“
sei und es deshalb keinen zusätzlichen Boden- und Res-
sourcenverbrauch geben sollte2 ist grundsätzlich zu kurz
gedacht.

Dieser Ansatz ist zwar grundsätzlich zu begrüßen, im Sinne
der oben in der Grafik angeführten Prinzipien der Nach-
verdichtung, Bodenmobilisierung und des Rückbaues
sowie der Entsiegelung, doch entspricht sie nicht annä-
hernd der realen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Entwicklung: Es gibt zwar insgesamt tatsächlich ein beste-
hendes Gebäudevolumen, dass eigentlich schon zu groß
für den aktuellen und auch absehbar künftigen Bedarf
ist, aber dies stimmt nur für das gesamte Volumen, nicht
bezogen darauf, wo die (überflüssigen) Gebäude stehen,
wie sie derzeit genutzt werden und welche davon sinnvol-
lerweise in eine neue Nutzung gebracht werden können,
z.B. in Abwanderungsgebieten. Gleichzeitig gibt es (u.a.
von dort) starken Zuzug nach städtischen und stadtnahen
Regionen, auch in Bezirkshauptorte und deren nähere
Umgebung, sodass dort - wie auch in den letzten Jahren
- ein erheblicher Neubaubedarf bestehen bleiben wird.3

2 „Neubau zu fördern ist heute nicht mehr tragbar- Stattdessen sollte
es Anreize für Sanierungen, Umbauten und das Aufteilen von Einfa-
milienhäusern geben“; aus: Der Standard, Kolumne von Bernadette
Redl, 5. April 2024

3 https://www.oerok.gv.at/raum/daten-und-grundlagen/ergebnisse-
oesterreich-2022: „Die aktuelle ÖROK-Regionalprognose 2021 bis
2050 geht von einer weiteren Bevölkerungszunahme in Österreich
aus (+7,8 %). Die bestehenden Trends werden weiter anhalten –
Bevölkerungszunahmen finden in den Ballungsräumen und Bevöl-
kerungsrückgänge in vielen inneralpinen und Randbezirken statt.
Die Nachfrage nach Wohnraum – auch nach Nebenwohnsitzen
– wird somit ein maßgeblicher Treiber für die Flächeninanspruch-
nahme in Österreich bleiben. Dabei spielt nicht nur die dynamische
Bevölkerungsentwicklung eine Rolle, sondern auch der Trend zu

Aufgrund der dargestellten Erfordernisse, auch neue Flä-
chen und Neubebauung in Anspruch zu nehmen. geht
es daher insgesamt bei der Bodenstrategie darum, den
Saldo aus neuem Flächenverbrauch und Rückführung
möglichst zu verringern. In der Umsetzung bedeutet dies,
dass an anderen Stellen bisher für Siedlungsstrukturen
verwendete Böden entsiegelt und renaturiert werden
müssten. Dieser Vorgang ist in Österreich weitgehend
unbekannt und verfahrensseitig, rechtlich und finanziell
ungelöst.

2.4 Widersprüche II: Leistbarkeit des
Wohnens

Die letzten Jahre haben in Hinblick auf die Leistbarkeit
des Wohnens massivste Änderungen der bestimmenden
ökonomischen Parameter gebracht und zu starken Verän-
derung bei der Wohnungsproduktion einerseits aber auch
bei den Immobilienwerten und Baukosten andererseits
geführt.

Der ab den 2010er Jahren langsam beginnende Bauboom
wurde durch die Nullzinspolitik der EZB ausgelöst, die pri-
mär zur Abfederung der Folgen der 2008 begonnen welt-
weiten Finanzkrise eingesetzt wurde. Während die mak-
roökonomische Stabilisierung damit weitgehend gelang
und die Zahlungsunfähigkeit von manchen EU-Staaten
vermieden werden konnte, wurde im Sektor der Immobili-
enwirtschaft ein bis dato beispielloser Anleger-Boom aus-
gelöst, der von massiven Erwartungen der Preissteigerung
getrieben wurde, die dann auch eintrafen. Da in Öster-
reich die Immobilienpreise in den Großstadtregionen
teilweise deutlich unter den internationalen Vergleichs-
werten lagen, fiel dieser nachholende Preissteigerungs-
effekt und der damit verbundene Bauboom besonders
stark aus, ganz extrem in rasch wachsenden Städten wie
Wien und Graz. Der Bauboom führte in Wien zu Rekorden
bei Wohnungsfertigstellungen (zuletzt 16 bis 18.000 pro
Jahr, historisch unübertroffen) und zu massiven Immobi-
lienpreissteigerungen, mit über einer Verdoppelung in 10
Jahren.

Im Zuge des Baubooms, verbunden mit einer längerfristig
anhaltenden Immobilienpreis-Rally, verteuerte sich Woh-
nungseigentum seit 2004 gegenüber den real verfügbaren
Nettoeinkommen auf nahezu das Doppelte4.

Durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine wurde
2022 eine Energiekrise und in weiterer Folge ein Inflati-

sinkenden Haushaltsgrößen und steigender Wohnfläche pro Per-
son.“

4 „15 Jahresgehälter für 100 Quadratmeter Eigentum: Leistbar-
keit von Wohnraum seit 2004 fast halbiert“, aus: Die Presse vom
29.3.2024, basierend auf einer Pressaussendung der UniCredit
Bank Austria von Chefökonom Stefan Bruckbauer. Anmerkung: Die
Aussage ist rein rechnerisch auf den Ankauf allein bezogen, ohne
die für einen Kredit anfallenden Zinskosten.
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onsschock ausgelöst, der seit September 2022 von der
EZB mit rasch und stark ansteigenden Leitzinsen bekämpft
wurde. Dadurch und durch die gleichzeitige Wirkung
hoher Inflation bei den Baukosten wurde in Österreich
und anderen europäischen Ländern der Wohnungsbau-
boom abrupt gestoppt.

Damit waren die Nebenwirkungen der EZB-Politik im
Immobilienbereich drastisch: auf dem bis dahin schon
massiv angestiegenen hohen Immobilienpreisniveau wur-
den Neubauten durch Inflation und hohe Kreditzinsen
extrem weiter verteuert. Die gleichzeitig stark angestiege-
nen Energiepreise belasten die Haushalte bei den Wohn-
und den Mobilitätskosten zusätzlich. Günstiger Neubau,
auch im Sozialen Wohnbau, ist unter diesen Rahmenbe-
dingungen nur sehr eingeschränkt möglich. Die hohen
Belastungen der Haushaltseinkommen machen es auch
für eine bisher nach Eigentum strebende mittlere Einkom-
mensschicht kaum mehr möglich, diesen Wohnwunsch zu
verwirklichen und werden in den – mittlerweile ebenfalls
stark verteuerten Mietwohnungsmarkt gedrängt.

Für die Gesellschaft insgesamt bedeutet die Entwicklung
der letzten 15 Jahre eine drastische Vergrößerung der Kluft
zwischen den Haushalten, die über Eigentum anWohnun-
gen und Grundstücken verfügen und jenen Haushalten,
die bisher keinen Zugang hatten und denen der Zugang
aufgrund der oben beschriebenen Einstiegshürden auch
langfristig verwehrt bleiben wird. Während die eine Hälfte
der Bevölkerung eine Verdoppelung des Vermögens (oder
mehr, ohne eigenes Zutun) erlebte, musste die andere
Hälfte dieser Entwicklung zwangsläufig zusehen. Und bei
den jetzt erkennbaren ökonomischen und rechtlichen
Rahmenbedingungen ist zu befürchten, dass sich diese
Kluft weiter verfestigen wird.

2.5 Widersprüche III: Die notwendige
räumliche Fokussierung beim Bau
von Wohnungen und Arbeitsstätten

Die bei der Siedlungsentwicklung genannten Erfordernisse
zur Fokussierung des Wohnungsbaus auf Standorte, die
gute Versorgung, Nähe zu Arbeitsplätzen und gute ÖV-An-
bindung aufweisen, stellt für den Bereich Wohnen eine
besondere Herausforderung dar5:

Einerseits ist die Mobilisierung von vorhandenen und
gewidmeten Flächen in den geeigneten Standorten selbst
bereits sehr schwierig und andererseits sind leistbares
Wohnen und der geförderte Wohnbau im Besonderen
durch die Immobilienpreisentwicklung grundsätzlich
gefährdet. Dies betrifft vor allem Städte und Stadtumland-
regionen stark. Es ist daher davon auszugehen, dass neu-

5 Die anschließende Argumentation gilt im wesentlichen analog für
wirtschaftliche Nutzungen, wobei hier andere Standortqualitäten,
Nutzungsänderungsbedingungen und Preisniveaus gelten.

artige Maßnahmen und Rahmenbedingungen erforderlich
sein werden, um in den genannten Lagen nennenswerte
Anteile an leistbaren (u.a. förderbaren) Wohnungen zu
errichten.

Die entscheidende Frage für diesen dringenden Neubau-
bedarf in Regionen mit Bevölkerungs- und Wirtschafts-
wachstum ist dann aber, wo dieser realisiert werden
kann, nämlich unter den Aspekten Bodensparen/Nach-
verdichtung, mit guter ÖV-Anbindung und Versorgungsin-
frastruktur und ob dies dann auch in für die Bevölkerung
leistbarer Form geschehen kann.6

Diese – aus Sicht der Raumplanungs- und Klimaziele anzu-
strebenden – Lagen sind aber genau die teuersten und
auch nur eingeschränkt verfügbar, da sie den Besitzern
vielfach als Anlageobjekte dienen oder erst sehr lang-
fristig für Bebauung vorgesehen werden. Das Dilemma,
dass die von den Klima- und Mobilitätszielsetzungen her
wichtigsten Flächen zu teuer im Sinne der Leistbarkeit und
gleichzeitig kaum verfügbar sind, kann mit den bestehen-
den Instrumenten nicht wirksam aufgelöst werden. Genau
dieses Dilemma trägt maßgeblich dazu bei, dass weiterhin
Flächen in wenig anzustrebenden Lagen umgewidmet und
neu bebaut werden.

Zentrales Erfordernis einer künftig auf Nachhaltigkeitsziele
ausgerichteten Raumplanung ist also Bodenmobilisierung
in den gut erschlossenen, schon bebauten Siedlungsbe-
reichen und eine prioritäre Zuweisung dieser Flächen
für den leistbaren Wohnbau oder auch für Infrastruktur.
Gleichzeitig müssen fehlgeleitende Flächenwidmungen
aus der Vergangenheit zurückgenommen werden, um
ernsthaft eine Verringerung des Flächenverbrauches zu
ermöglichen und eine weiter fortschreitende Zersiedelung
zu stoppen.

3 Transformationsaufgaben Bau-
substanz, Raumstruktur, Mobi-
litätssystem

3.1 Entwicklung einer im umfassenden
Sinn nachhaltigen Raumstruktur:
Was notwendig ist

Das Besondere einer solchen Raumkonzeption ist, dass
sie gesamtstaatlich verankert und kompetenzrechtlich

6 Wie in den letzten Jahren, während des Baubooms, zu beobachten
war, kann Nachverdichtung auch in großem Ausmaß an ungeeigne-
ten Standorten stattfinden, wenn z.B. große Einfamilienhausparzel-
len in schlecht erschlossenen suburbanen Zonen, die ausschließlich
auf den MIV angewiesen sind, mit 4 bis 8 Reihenhäusern bestückt
werden.
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im Sinne einer ebenen-übergreifenden Kooperation auf-
gesetzt werden muss und dann in der konkreten Umset-
zung auf die Teilgebiete bis in die einzelnen Gemeinden
hinein wirksam werden müsste.

Da es nicht nur um Raumplanung im engeren Sinn geht,
sondern um eine mit Verkehr, Energie, Wohnen und Wirt-
schaft integrierte Raumentwicklung, sind alle relevan-
ten Fachbereiche und Kompetenzen einzubinden. In der
Folge sind alle staatlichen Regulative und Anreizsysteme
auf den Ebenen EU, Bund, Länder und Gemeinden auf die
neue Raumkonzeption auszurichten und anzupassen – ein
umfassender Reformbedarf auf allen Ebenen.

Die Anforderung, wirksame Klimastrategien zu entwickeln,
erfordert jedenfalls ein kooperatives und kreatives Vorge-
hen, an dem die relevanten Stellen aus Bund, Ländern und
Gemeinden beteiligt sein müssten. Methodisch könnten
in einem solchen kooperativen Strategieentwicklungs-
prozess an SUP-Verfahren angelehnte Schritte durchge-
führt werden. Den Part der räumlichen Konkretisierung
und Wirkungsanalysen sowie die Einbringung von Vor-
schlägen zu Abstimmung der einzelnen Teilmaßnahmen
könnte dazu von Raumplanungsinstitutionen eingebracht
werden.7

Wesentlich ist hier, einen kooperativen Strategieent-
wicklungsprozess Ebenen-übergreifend aufzusetzen und
durchzuführen. Aufgrund der kompetenzrechtlichen Pro-
blematik (wer ist überhaupt für welcheMaterie zuständig,
Bund, Länder, Gemeinden?) und der Schwierigkeit, diese
substanziell zu ändern, scheint es sinnvoll, diesen koope-
rativen Prozess umgehend auf informellem Weg, unter
dem good-will der Beteiligten aufzusetzen und nicht auf
eine Verfassungsänderung vorab zu warten. Es wäre dies
eine gesamtstaatliche Klimainitiative, die allen Beteilig-
ten ermöglicht, die daraus erforderlichen Maßnahmen in
den jeweiligen rechtlichen und finanzpolitischenMaterien
in kohärenter Weise umzusetzen.

Darunter sind z.B. konkrete Zielsetzungen für die Loka-
li¬sierung und Dichte von Neubebauungen, Sanierungs-
raten im Gebäudesektor mit ener¬getischen Standards,
Heizungs- und Kühlungssystemen etc. zu verstehen, die
in einem bestimmten Zeitraum zu realisieren sein werden.
Derzeit erreichen z.B. die aktuellen Sanierungsraten nur
ein Drittel der in Hinblick auf die Klimaziele erforderlichen
Höhe. Dazu kommt, dass bisher bei diesen Sanierungen
weder die erforderlichen Wärmewerte erreicht noch die
Heizungssysteme in ausreichendem Maß auf nachhaltige
Systeme umgestellt werden (von fossilen Energieträgern
weg).

7 Siehe dazu Vorschläge im Kapitel 19 Raumplanung des APCC Spe-
cial Report: Strukturen für ein klimafreundliches Leben (APCC SR
Klimafreundliches Leben, 2023)

Deshalb ist es dazu ist erforderlich, integrierte Ener-
gie-Raumplanung und Quartiersentwicklung mit massiv
auszubauender lokaler Erzeugung von erneuerbarer Ener-
gie flächendeckend einzusetzen, was auch konkrete und
verbindliche Planungsverfahren auf lokaler Ebene benö-
tigt.8

3.2 Ökonomische Rahmenbedingun-
gen für leistbares Wohnen: Von der
Bewältigung der Finanzkrise zur
Bewältigung der Inflationskrise zum
energetischen Umbau

Die im Bereich der Siedlungsentwicklung genannten Erfor-
dernisse zur Fokussierung auf hochrangig ÖV-erschlos-
sene Standorte stellt – wie oben dargestellt – für den
leistbaren, sozialen Wohnbau eine besondere Herausfor-
derung dar.

Da nicht davon auszugehen ist, dass die faktische Verdop-
pelung der Immobilienpreise in Österreich und der Groß-
regionWien seit 2010 wieder rückgängig gemacht werden
kann, stellen sich für die gesellschaftliche Anforderung,
leistbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen, folgende
Optionen zur Bereitstellung von dafür erforderlichen
Grundstücken:

1. Die bestehenden Bodenpreislimits im geförderten
Wohnbauwerden angehoben, damit aber die resultie-
renden Mietobergrenzen erhöht und die Wohnungen
verteuert.

2. Die öffentlichen Hände kaufen Grundstücke zu den
gestiegenen Marktpreisen und „übernehmen“ die
Preisdifferenz vor der Weitergabe an die Bauträger
(und fördern damit die Grundstückseigentümer).

3. Instrumente der Raumplanung und Bodenpolitik kom-
men zum Einsatz (z.B. Widmungskategorie Förderba-
rer Wohnbau in Wien, Umwidmungen und Boden-
bevorratung durch öffentliche Träger, privatrechtliche
Verträge), die auf eine Preisdeckelung abzielen.

Die Vorgehensweisen 1 und 2 sind aus unterschiedlichen
Gründen problematisch und sollten daher nur kurzfristig
in Betracht gezogen werden: Die Überwälzung der gestie-
genen (und noch weiter steigenden) Bodenpreise auf die
Mieter ist nur in geringem Ausmaß sinnvoll und würde
allenfalls auch eine Kompensation durch erhöhte Subjekt-
förderung erfordern. Die budgetären und rechtlichen Pro-
bleme der Grundstücks-Ankaufsförderung schließen die
zweite Variante praktisch aus.

8 Viele internationale Forschungsprojekte beschäftigten sich mit die-
sen Fragestellungen zur Stadtentwicklung und betrachten dabei
auch die räumliche Form als zentrales Steuerungselement (siehe
z.B. Schremmer et al. in den FP7-Projekten SUME 2011 und TRANS-
FORM 2015)
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Zur Sicherung eines in der Stadt und der Metropolregion
baulich und räumlich qualitätsvollen Sozialem Wohn-
baus in relevanten Anteilen ist – vor dem Hintergrund des
internationalen Umfelds – ein konzertierter Ansatz im
Sinne des Punktes 3 notwendig:

1. Raumplanung und Bodenpolitik der Gemeinden
als Grundlage und Voraussetzung der Bereitstel-
lung von Grundstücken für den geförderten und
gemeinnützigen Wohnbau: Essentiell dafür ist,
dass die Gemeinden und für den Wohnbau ein-
gerichtete Bodenfonds durch (privat)rechtliches
Instrumentarium und aktive Entwicklungsmaßnah-
men Grundstücke in geeigneter Lage und zu den
erforderlichen preislichen Konditionen zur Ver-
fügung stellen. Dazu ist weiters die konsequente
Anwendung des relativ neuen Instruments der
Widmungskategorie für den geförderten Wohnbau
bei Neu- oder Umwidmungen wie in Wien erfor-
derlich. Diese Anwendung erfordert die Koppelung
mit den Kostenlimits der jeweiligen Wohnbauför-
derungsgesetze der Länder.

2. Die Grundstücke sollten bei größeren Vorhaben an
(Stadt-)Entwicklungsgesellschaften übertragen
werden, die auf der Basis von integrierten Mas-
terplänen die städtebauliche Planung mit Infra-
struktur- und Freiraumplanung vorantreiben und
diese nach der hoheitlichen Planung umsetzen.
Wesentliche Aufgabe solcher Gesellschaften ist die
Schaffung einer modernen Infrastruktur zur nach-
haltigen Energieversorgung in Kooperation mit
Energieversorgern und Energiegemeinschaften.

3. In Gebieten mit Gebäudebestand sollten in ana-
loger Weise Nachverdichtung, die Integration von
Neubau, nachhaltige Energieversorgung sowie die
Aufwertung des öffentlichen Raums und der Freif-
lächen ebenfalls durch derartige Gesellschaften
organisiert werden.

4. Wohnbauförderung mit erhöhtem Mittelein-
satz zur Qualitätssicherung der Bauweisen und
dem Zugang von niedrigen Einkommensschich-
ten: Bauliche Qualität ist in Hinblick auf Kriterien
der Energieversorgung und der sozialen Durch-
mischung (Alter, Einkommen, Herkunft etc.) wei-
terhin wesentlich und sollte unter dem Druck der
Kostenentwicklung keinesfalls verloren gehen. Die
Wiedereinführung der Zweckbindung der Wohn-
bauförderungsmittel der Länder wäre hierfür ein
essentieller Beitrag.

5. Wohnungsgemeinnützigkeit langfristig sichern –
kein Abverkauf des Wohnungsbestandes an (insti-
tutionelle) Investoren und nur in geringem Ausmaß
an Mieter:

Die langfristige Bestandssicherung von im Gemeinnützi-
gen Wohnbau errichteten Wohnungen über den Ablauf
der Kreditfinanzierungsperiode hinaus ist eine heraus-
ragende Qualität im österreichischen System und sollte
unbedingt beibehalten werden. Ein Abverkauf sowohl an

Mieter als auch an institutionelle Investoren würde einen
großen kostengünstigen Bestand schlagartig aus dem
Wohnungsmarkt entfernen (siehe Deutschland ab den
1990er Jahren).

Mit diesen wohnungspolitischen Rahmensetzungen und
dementsprechend ausgerichteten Raumplanungsmaß-
nahmen können die Bundesländer den Druck auf die
Immobilienpreise durch (auch internationale) instituti-
onelle Anleger, wie er in vielen Ländern ausgeübt wird,
geringer halten.

Insgesamt benötigen Stadtregionen mit Bevölkerungs-
und Wirtschaftswachstum eine intensiv koordinierte Stra-
tegie, die Stadtentwicklung und Bodenmobilisierung so
bündelt, dass moderne Infrastruktur, nachhaltige Mobili-
tät und Energieversorgung verwirklicht werden und Stadt-
teile mit hoher Lebensqualität zu leistbaren Konditionen
entstehen können.

4 Folgerungen für Ausbildung
und Forschung zur Raumpla-
nung an der TU und am IFIP

Ausgehend von der Formulierung „Das Trilemma der nach-
haltigen Raumplanung/Raumentwicklung“ soll abschlie-
ßend betont werden, dass die soziale Verträglichkeit und
die Leistbarkeit der künftig erforderlichen großen Umbau-
ten, Steuerungsmaßnahmen und gesellschaftlichen Refor-
men gewährleistet werden müssen. Sie fußt auf der Über-
zeugung des Autors, dass die Klimaziele nur dann erreicht
werden können, wenn ein Großteil der Bevölkerung und
der Wirtschaft an deren Erarbeitung mitwirkt und für eine
aktive Teilnahme an deren Umsetzung gewonnen wer-
den kann. Nur so scheinen die technologischen und ver-
haltensmäßigen Herausforderungen bewältigt werden zu
können. Bliebe dieses Vorhaben als Elitenprojekt stecken,
wären all die genannten Zielsetzungen wohl unerreichbar.

Für die Ausrichtung der Ausbildung und Forschung zur
Raumplanung an der TU und im Besonderen am IFIP
scheinen dem Autor einige Hinweise zu künftigen Schwer-
punktsetzungen und Fragestellungen wesentlich:

» Das tiefergehende Verständnis der ökonomischen
und rechtlichen Bedingungen in der Immobili-
enwirtschaft und deren Auswirkungen auf Rau-
mentwicklung, Standortqualität und Vermögen-
sentwicklung ist fundamental für die künftige
Neuausrichtung der Reformstrategien und des
dazu nötigen Instrumentariums.

» Anwendungsorientierte Forschung und Entwick-
lung betreffend die künftigen Instrumentarien
der Bodenmobilisierung und der integrierten
Entwicklung von Quartieren (mit gemischten
Nutzungen, mit Neubau und Bestandsumbau, mit



17Vol. 50 (1–2) | 2024 | Der öffentliche Sektor – The Public Sector

Das Trilemma der (nachhaltigen) Raumplanung: Klimastrategie, Bodenverbrauch und Leistbarkeit

nachhaltiger Energieversorgung) wäre hier ein
besonders wichtiges Feld und zwar in der gesam-
ten Bandbreite rechtlicher, steuerlicher und förde-
rungstechnischer Anreize und Rahmensetzungen.

» Das Modell der strategisch zielgerichteten Koope-
ration zwischen staatlichen Institutionen, betroffe-
nen Unternehmen und der Bevölkerung muss stän-
dig neu auf den Prüfstand gestellt, weiterentwickelt
und konkretisiert werden. Der von Egon Matzner
und seinem Team im IFIP langjährig gepflegte For-
schungsansatz der Funktionsanalyse des Staates
ist vor dem Hintergrund der dargestellten Refor-
merfordernisse hilfreich und weiterführend: Wel-
che steuernden Funktionen, welche Instrumente
des Staates sind im umfassend gesellschaftlichen
Interesse heute notwendig, um die Klimaziele zu
erreichen, Flächenverbrauch zu reduzieren, den
Boden zu schützen und all das für die Bevölkerung
gestaltbar und leistbar zu machen?

Der materielle und technologische Substanzaufbau unse-
rer Gesellschaften in den letzten 50 Jahren war in jeder
Hinsicht historisch einzigartig. Die Umstellung der Ziel-
setzungen und der Umbau der teilweise überschießend
gebauten Umwelt ist die Aufgabe der nächsten Jahr-
zehnte. Es ist absehbar, dass die dafür notwendige staatli-
chen Interventionen auch Eingriffe in die Nutzungsrechte
und Nutzungsweisen der privaten Vermögensbesitzer
erfordern werden. Dies nicht unbedingt im Sinn einer
Vermögensbesteuerung, aber in Hinblick darauf, wie mit
Grundstücken und Gebäuden nachhaltig umgegangen
werden muss, etwa bei der energetischen Sanierung, bei
der verpflichtenden Teilnahme am Umbau der Energiesys-
teme, bei der Verkehrsmittelwahl, beim Mobilitätsverhal-
ten u.v.a.m. Deshalb ist es vordringlich, auch die soziale
Verpflichtung in den rechtlich verankerten und den tra-
ditionell gelebten Eigentumsbegriff einzubringen – ein in
Österreich besonders großer Nachholbedarf.
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